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. Der Lehrplan 21 
steht im Gegenwind 

Das Volk soll entscheiden 

ase. · Bevor der Lehrplan 21 von den 
Deutschschweizer Erziehungsdi�ekto­
ren definitiv verabschiedet wird, steht 
das bildungspolitische Grossprojekt in 
der Kritik. Die Opposition rekrutiett 
sich nicht nur aus den politischen Par­
teien, auch Eltern und Lehrer iiussern 
sich skeptisch. Die Gegner des' Lehr­
plans wollen eine úiskussion auf politi­
scher Ebene. In mehreren Kantonen 
Iaufen Bemühungen, das Volk über die 
Harmonisierung entscheiden zu Iassen. 
Die Kritik am Lehrplan zeigt Wirkung: 
Die Aargauer Regierung hat seine Ein­
führung um drei Jahre verschoben. 

Schweiz, Seite 11 
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Polizeigesetze teilweise 
verfassungswidrig 

Ungenügender Rechtsschutz 

to. · Zürich und Genf haben am Mitt­
woch vor dem Bundesgericht eine 
Schlappe erlitten. Sie müssen ihre 'Poli­
zeigesetze zur verdeckten polizeilichen 
Vorermittlung andern, da sie den rechts­
staatlichen Anforderungen nicht genü­
gen. In Zürich dar:Ê die Polizei vorHiufig 
nicht mehr verdeckt nach moglichen 
T atern in geschlossenen Chatrooms, 
nach Hooligans oder Drogendealern su­
chen. In Genf werden die Bestimmun­
gen zur Observation und verdeckten 
Vorermittlung aufgehoben. Das Bun­
desgericht hat zwei Beschwerden gut­
geheissen, die sich gegen Bestimmungen 
zu polizeilichen Ermittlungen vor Eroff­
nung eines Strafverfahrens richteten. 
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as s den Lehrplan 2 p p en 
In den Kantonen wachst der Widerstand gegen eine weitere Harmonisierung Lm Schulbereich 
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In den nachsten Wochen wollen 
die Erziehungsdirektoren den 
Lehrplan 21 zuhanden der Kan­
tone verabschieden. Dort organi­
sieTen sich die Gegner. Noch ist 
schweT abzuschatzen, welche 
Kraft die Opposition gegen den 
neuen Lehrplan hat. 

Daniel Gerny, Erich Aschwanden, 
]org Krummenacher 

Irgendwann im nãchsten Jahr, so 
schwebt es Saskia Olsson vor, setzt das 
Baselbieter Volk dem gan,zen Spuk ein 
Ende. Olsson steht an der Spitze eines 
Vereins im Kanton Basel-Landschaft, 
der den Lehrplan 21 ins Visier nimmt. 
Die Unterschriften für eine Initiative, 
welche den Austritt aus dem Harmos­
Konkordat verlangt, sind bereits gesam­
melt. Harmos ist die Grundlage für den 
neuen Lehrplan. Kantone, die dem 
Konkorda t angehoren; sind verpflichtet, 
diesen zu übernehmen. Noch warten die 
Gegner rnit der Einreichi.mg des Volks­
begehren zu - aus taktischen Gründen. 
Das Volk soll erst entscheiden, wenn 
Bildungsdirektor Urs Wüthrich (sp.), 
ein Befürworter des Lehrplans, nicht 
mehr im Amt ist. Seinen Rücktritt hat 
Wüthrich für Mitte 2015 angekündigt. 

Parlamente für Lehrplan 21 

Es ist pikant, dass der Angriff ausge­
rechnet im Kanton Basel-Landschaft er­
folgt, also in jenem Kanton, der 2002 
den Anstoss für den Harmonisierungs­
prozess im Bildungsbereich gab. Doch 
auch wenn der Widerstand im Baselbiet 
bisher am weitesten fortgeschtitten ist, 
Skepsis und Ablehnung gegen den 
Lehrplan manifestierensich in beinahe 
der ganzen Deutschschweiz. Die Geg­
ner versuchen die Diskussion auf die 
politische Ebene zu hieven. Die Stoss­
richtung ist kiar: Nicht Regierungsrãte 
und Bildungsrate sollen über den Lehr­
plan entscheiden, sondern die Kantons­
párlamente - und notigenfalls das Volk 
an der Urne. 

Parlamentarische Vorstôsse mit die­
sem Ziel wurden unter anderem in den 
Kantonen Zürich, Bern, Luzern, 
St. Gallen, Solothurn, Zug und Thurgau 
eingereicht. «Die Entwicklung der 
Schule ist zu wichtig, als dass man sie 
alleine dem Regierungsrat überlassen 

. dürfte», lautet -die Begründung zum 
Thurgauer Vorstoss, dessen Behand­
lung noch aussteht. Nur ein Entscheid 
des Parlaments mit anschliessender Re­
ferendumsmoglichkeit schaffe die not­

. wendige Akzeptanz. Bisher hatten diese 
Antrage wenig Chancen. Lehrplane soi-
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Die Schülerinnen und Schüler sollen vermehrt Kompetenzen statt blosses Wissen vermittelt bekommen. CHRISTOPH RUCKSTUHl/ NZZ 

len nicht Z\Jffi Spielball politischer Parti­
kularinteressen werden, lautet der Te­
nor in den Kantonsparlamenten. 

Der Drudc zeigt dennoch Wirkung. 
Am deutlichsten manifestiert sich das 
bis jetzt in den Kantonen Aargau und 
Graubünden. Die Aargauer Regierung 
hat im Sommer die Einführung des 
Lehrplans um drei Jahre verschoben. In 
Graubünden übt sich Bildungsdirektor 

Martin Jager ( sp.) gar in vorauseilendem 
Gehorsàm. Er stellte gleich selbst in 
Aussicht, den Lehrplan 21 dem Grossen 
Rat zur Genehmigung vorzulegen. Da­
mit ist das Dossier hochoffiziell zur poli­
tischen Verhandlungssache geworden. 
Die ZurÜckhaltung der Legislative wird 
in anderen Kantonen denn auch nicht 
verstanden: Die Luzerner SVP-Politike­
rin Barbara Lang beispielsweise argert 

sich, dass das Parlament bildungspoliti­
sche Themen nicht anzupacken wagt. 

Deshalb soll n un das Volk entschei­
den. Auch im Kanton LU:zern wird eine 
Initiative mit ahnlicher Stossrichtting 
wie im Baselbiet vorbereitet. Weil Lu­
zern bei Harmos abseitssteht, ware es 
zur Übernahme des Lehrplans gar nícht 
verpflichtet. Das macht es für die Initi­
anten einfacher. Nach dem Willen von 

Zu wenig Wissen, zu viel ldeologi.e, zu teue:rc 
dgy. · Im Harmos-Konkordat, das Ziele 
des Unterrichts ' und Schulstrukturen 
festlegt, wird die Harmonisierung der 
Lehrplane auf sprachregionaler Ebene 
postuliert. Im Lehrplan 21 werden die 
Lernziele für den Unterricht aller Stufen 
der Volksschule geregelt. Er soll zum 
wichtigsten Planungsinstrumerít für 
Schulen und Bildungsbehorden werden. · 

Kritisiert wird er aus diversen Gründen:' 
> Der ne ue Lehrplan ist nach dem Prin­
zip def. Kompetenzorientierung aufge­
baut. Wichtig ist nicht nur, dass ein be­
stimmter Lernstoff unterrichtet wird, 
sondern, dass die Schl.iler daniit umzuc 
gehen verstehen. Die Gegner sehen dar­
in einen Abbau der Wissensvermittlung: 
Künftig genüge es, wenn der Schüler das 

Einmaleins kenne und· wisse, wo er es 
finden kônne. Er müsse es' aber nicht 
mehr beherrschen - ganz nach dem 
Motto: Wozu · denn auch, es gibt j a 
Taschenrechner. 
> Der Lehrplan 21 sieht zwei Fremd­
sprachen auf der Primarschulstufe vor. 
Der Luzerner Lehrerverband fordert da­
her, die' Einführung zu vel'schieben, um 
kein Fai t accompli zu schaffen. Verknüp­
fungen zwischen den Themen Freind­
sprachen unq Lehrplan zeigen sich auch 
in personeller Hinsicht; So in Luzern: 
Die Lehrer finden in Barbara Lang, die 
sich an vorderster Front für die kanto­
nale Initiative «Nur eine Fremdsprache 
an der Primarschule» engagierte, eine 
natürliche Verbündete. 

0 

> Widerstand gibt es aus ideologischert 
Gründen. So sind gewisse religiose Or­
ganisationen der Ansicht, dass der Lehr­
plan das christlich-jüdische Weltbild 
nicht vermittle. Andere kritisieren das 
«permanente Gender-Mainstreaming» 
und die «lndoktrination der Kinder». 
Vor allem im Bereich «Mensch, Natur, 
Umwelt». stehe nicht das Wissen, son­
dern ein bestimmtes Gesel.lschaftsbild 
im Vordergrund. 
> Auch finanzpolitische Überlegungen 
werden vorgebracht. Die Einführung sei 
mit hohen Kosten verbunden, die im 
Widerspruch zu den Sparprogrammen in 
vielen Kantonen stünden. 

Ende Oktober wird der Lehrplan zur 
Einführung an die Kantone übergeben'. 

Lang soll nun das Volk künftig über die 
Einführung von Lehrplãnen abstim­
men. Im Kanton Aargau wurde eben­
falls - trotz Verschiebung der Einfüh­
rung- bereits eine Initiative lanciert."In 
St. Gallen hat der Verein «Starke Volks­
schule» zwei Initiativen eingereicht, 
über deren Gültigkeit die Regierung 
demnachst entscheiden wird. Verlangt 
wird unter anderem der Ausstieg aus 
dem Haimos-Konkordat. 

Gegner in fast allen Parteien 

Nicht nur in geografischer Hinsicht ist 
die Opposition vielschichtig, auch die 
Motivation dafür ist breit gefachert (vgl. 
Zusatz). Dies widerspiegelt sich in der 
Zusammensetzung der Gegnerschaft. 
Auffallig ist zwar, dass die parlamentari­
schen Vorstôsse hãufig von SVP-Vertre­
tern eingebracht werden, doch. anders 
als bei der Bekãmpfung von Harmos 
wird der Widerstand gegen den Lehr­
plan 21 nicht eindeutig von dieser Partei 
angeführt. Irivolviert sind ebenso CVP-, 
GLP-, EVP-, EDU- sowie vereinzelte 
FDP- und Grünen-Vertreter, Gegner 
finden sich wie im Fali von Saskia Ols­
son auch ausserhalb éler Parteipolitilc. 
Claudia .Meier vom Verein «Eltern für 
eine gute Vollcsschule» sagt: <<Wir wol­
len den Widerstand von unten herbei­
führen.» Denn der Lehrplan 21 würde . 
samtliche Fehlentwicklungen . der letz­
ten 20 Jahre im Schúlbereich zementie­
ren. Auch unter den Lehrern wãchst der 
Widerstand. So stehen etwa hinter der . . 

Gründung des Vereins «Starke Volks­
schule St. Gallen» ein Schulprãsident, 

· ein Schulrat, Lehrer und Eltern. 
Nicht bei allen Gegnern erschliesst 

sich deren Hintergrund auf den ersten 
Blick. Diese Heterogenitãt macht es 
schwierig, die Kraft und Dynamik der 
Opposition gegen den Lehrplan einzu­
schãtzen. Die Diskussion ist schwer fass­
bar und inhaltlich diffus, was auch dar­
auf zurückzuführen ist, dass die Ma teri e 
komplex ist und der Lehrplan in seiner 
endgültigen Fassun:inoch nicht vorliegt. 
Die Entscheide in den Parlamenten 
deuten zwar darauf hin, das-s der Oppo­
sition eine breite Abstü,tzung im politi­
schen Betrieb fehlt. Dies muss bei einer 
allfãlligen Volksabstimmung aber nichts 
bedeuten. Auch im Falle von Harmos 
sah es zuerst lange danach aus, als ob 
d em Konkorda t kein ernstzunehmender 
Widerstand erwachsen würde .::.. bis Lu­
zern 2008 den Beitritt ablehnte und da­
mit eine Kettenreaktion auslüste. 

Zweifellos kommt der Abstimmung 
in Basel-Landschaft eine Signalwirc 
kung zu, denn hier wird sich zeigen, o b 
in Sa eh en Lehrplan 21 de r erste Domi­
nostein fallt. 

Meinung & Debatte, Seite 21/l . 
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Der Lehrplan 21 daif 
die politische A re na nicht scheuen 

Bevor er in der definitiven Fassung vorliegt, steht der Lehrplan 21 in der I<Íitik. 
Dies muss kein schlechtes Omen sein für das Grossprojekt. Von Erich Aschwanden 

1---' :te 6 l ?. - /t o . "7 o ·( '1 
Die provokative Frage «Wie viel Politik ertragt die 
Schule?» stand 2009 im Mittelpunkt der Delegier­
tenversammlung des Dachverbands der Schweizer 
Lehrerinnen und Lehrer (LCH). Die Diskussion 
war gepragt durch einige verlorene Volksabstim­
mungen. Mehrere Kantone aus der Zentral- und 
Ostschweiz hatten es abgelehnt, der interkantoná­
len Vereinbarung über die Harmonisierung · der 
obligatorischen Schule, k:urz Harmos, beizutreten. 
Damals beklagten verschiedene Tagungsteilneh­
mer, in den letzten Jahren sei zu Wynig gründlich 
über Schule und Bildung diskutiert worden. Es 
brauche die Einführung einer «Landsgemeinde­
demokratie», wurde im Rahmen einer Podiums­
diskussion verlangt. So kõnne verhindert werden, 
dass P rojekte wie Harmos und der Lehrplan 21 zum 
Scheitem verurteilt waren. 

Bildungsfragen bewegen 

Fünf Jahre spater wird wohl niemand ernsthaft be­
haupten, Schul- und Bildungsfragen würden von 

Politik und Offentlichkeit als Quantité négligeable 
behai;ldelt. Di e Frage, welche Fremdsprachen in d en 
õffentlichen Schulen gelehrt werden sollen und in 
welcher'Reihenfolge, droht zu einer ernsthaften Be­
lastung für den eidgenõssischen Zusammenhalt zu 
werden. Der von den Parlamenten angestrebte Bei­
tritt zum Harmos-Konkordat wurde in sechs Kan to­
nen vom Volk verworfen und in Obwalden vom 
Kantonsrat sistiert. In diversen Kantonen konfron­
tierte die SVP beziehungsweise ihre Jungpartei die 
Stinlmberechtigten an der Urne mit der Frage, ob 
im IGndergarten n ur noch in Mundart unterrichtet 
werden darf. 

Bereits zeichnet sich die nachste Schlacht auf 
dem bildungspolitischen Terrain ab. Casus Belli ist 
der Lehrplan 21. Mit diesem Projekt sollen die Ziele 
festgelegt werden für .den Unterricht aller Stufen 
der Vollcsschule. Das umfangreiche Werk soll das 
wichtigste . Planungsinstrument für Lehrpersonen, 
Schulen und Bildungsbehõrden werden. Schon be� 
vor der Lehrplan 21 Ende Oktober von den Erzie­
hungsdirektoren der Deutschschweiz definitiv ver­
abschiedet wird; steht das Harmonisierungsvorha­
ben im Gegenwind unterschiedlichster Gruppie­
rungen und Interessenvertreter. 

Skepsis wurde zunachst in verschiedenen Kan­
tonsparlamenten laut. Eine weit über die SVP hin­
ausgehende Gegnerschaft ist bemüht, die Einfüh-

rung des Lehrplans 21 von einer Sache der Bil­
dungspolitiker zu einer Angelegenheit des Vollces 
zu machen. Bisher fanden diese Versuche, das Volk 
oder wenigstens die Volksvertreter in den Kantons­
raten in dieser Sache urteilen zu lassen, kaum An­
klang bei den Entscheidungstragem. Doch die Dis­
kussion ist damit keineswegs abgeschlossen. Inzwi­
schen wurden bereits in mehreren Kantonen Volks­
initiativen lanciert oder zumindest angekündigt. Es 
ist mehr als wahrscheinlich, dass an verschiedenen 
Orten die Stimmbürgerinnen und Stimmbürger das 
letzte Wort ha ben werden. 

· 

Für dieses Szenario spricht, dass auch an der 
Basis eine nicht zu unterschatzende Unruhe festzu­
stellen ist. Unabhangig von den politischen Parteien 
forrniert sich eine bunt gemischte Opposition, die 
von besorgten Bltern bis zu weltverschwõrerisch ge­
pragten Gruppierungen reicht. Nicht gerade fõrder­
lich für eine reibungslose Inkraftsetzung ist auch, 
dass inzwischen der Lehrerdachverband der Ein­
führung des Lehrplans 21 n ur zustimmen will, wenn 
in den Klassenzimmern genügend zeitliche und 
finanzielle Ressourcen vorhanden sind. Das ist 
keine einfach zu erfüllende Forderung angesichts 
der zahlreichen Sparpakete, die nicht zuletzt Ein­
schnitte im Bildungswesen zur Folge haben. Skep­
tisch reagieren teilweise auch wirtschaftsnahe Stim­
men, denen die wettbewerbskritische Ausrichtung 
des Lehrplans 21 missfallt. 

Vertrauen schaffen 

Die Erziehungsdirektoren der 21 beteiligten Kan­
tane tun gu t daran, diese breite Palette vou Beden­
ken bei der Überarbeitung des Projekts in Betracht 
zu ziehen. Vor allem aber ist es notwendig, eine 
breite und sachliche Diskussion in der politischen 
Arena zu führen, sobald der Lehrplan 21 definitiv 
vorliegt. Bisher war die Ausarbeitung des grõssten 
bildungspolitischen Vorhabens seit Bestehen des 
Bundesstaates, wie es etwas hochtrabend schon ge­
nannt wurde, fast ausschliesslich eine Sache von und 
für Experten. Die Politik muss sich auf die gefor­
derte «Landsgerríeindedemokratie» einlassen, um 
e in en Flickenteppich wie bei Harmos zu verhindern. 

Es gilt das Vertrauen zu schaffen, das im Schul­
wesen angesichts zahlreicher Reformen in den letz­
ten Jahren gelitten hat. Nur ein breit abgestützter 
und akzeptierter Lehrplan 21 kann die ihn gesetz­
ten, hohen Erwartungen erfüllen. 

Lich� 
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